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GESETZ
über die direkten Steuern im Kanton Uri
(Änderung vom …)

Das Volk des Kantons Uri beschliesst:

I.

Das Gesetz vom 26. September 2010 über die direkten Steuern im Kanton Uri1 wird wie folgt 
geändert:

Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b

1 Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz 
sind aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuerpflichtig, wenn sie:
b) als Mitglieder der Verwaltung oder Geschäftsführung von juristischen Personen mit 

Sitz oder Betriebsstätte im Kanton Tantiemen, Sitzungsgelder, feste 
Entschädigungen, Mitarbeiterbeteiligungen oder ähnliche Vergütungen beziehen;

Artikel 14 Besteuerung nach dem Aufwand 

1 Natürliche Personen haben das Recht, anstelle der Einkommens- und 
Vermögenssteuer eine Steuer nach dem Aufwand zu entrichten, wenn sie: 
a) nicht das Schweizer Bürgerrecht haben;
b) erstmals oder nach mindestens zehnjähriger Unterbrechung unbeschränkt 

steuerpflichtig (Art. 4) sind; und
c) in der Schweiz keine Erwerbstätigkeit ausüben.
2 Ehegatten, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe leben, müssen beide die 
Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllen.
3 Die Steuer, die an die Stelle der Einkommenssteuer tritt, wird nach den jährlichen, in 
der Bemessungsperiode im In- und Ausland entstandenen Lebenshaltungskosten der 
steuerpflichtigen Person und der von ihr unterhaltenen Personen, mindestens aber nach 
dem höchsten der folgenden Beträge bemessen:
a) 400 000 Franken;
b) für steuerpflichtige Personen mit eigenem Haushalt: dem Siebenfachen des 

jährlichen Mietzinses oder des Mietwerts nach Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe b;

1 RB 3.2211
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c) für die übrigen steuerpflichtigen Personen: dem Dreifachen des jährlichen 
Pensionspreises für Unterkunft und Verpflegung am Ort des Aufenthalts nach Artikel 
4.

4 Die Steuer, die an die Stelle der Vermögenssteuer tritt, bemisst sich nach einem 
steuerbaren Vermögen, das mindestens dem 20-fachen der Bemessungsgrundlage 
nach Absatz 3 Buchstabe a bis c entspricht. 
5 Die Steuern werden nach den ordentlichen Steuertarifen bei der Einkommens- und der 
Vermögenssteuer berechnet.
6 Die Steuer nach dem Aufwand muss mindestens gleich hoch sein wie die Summe der 
nach den ordentlichen Tarifen berechneten Einkommens- und Vermögenssteuern vom 
gesamten Bruttobetrag:
a) des in der Schweiz gelegenen unbeweglichen Vermögens und von dessen 

Einkünften;
b) der in der Schweiz gelegenen Fahrnis und von deren Einkünften;
c) des in der Schweiz angelegten beweglichen Kapitalvermögens, einschliesslich der 

grundpfändlich gesicherten Forderungen, und von dessen Einkünften;
d) der in der Schweiz verwerteten Urheberrechte, Patente und ähnlichen Rechte und 

von deren Einkünften;
e) der Ruhegehälter, Renten und Pensionen, die aus schweizerischen Quellen 

fliessen;
f) der Einkünfte, für die die steuerpflichtige Person aufgrund eines von der Schweiz 

abgeschlossenen Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung gänzlich 
oder teilweise Entlastung von ausländischen Steuern beansprucht.

7 Werden Einkünfte aus einem Staat nur dann von dessen Steuern entlastet, wenn die 
Schweiz diese allein oder mit anderen Einkünften zum Satz des Gesamteinkommens 
besteuert, so wird die Steuer nicht nur nach den in Absatz 6 bezeichneten Einkünften, 
sondern auch nach allen aufgrund des betreffenden Doppelbesteuerungsabkommens 
der Schweiz zugewiesenen Einkommensbestandteilen aus dem Quellenstaat 
bemessen.

Artikel 19 Überschrift, Absatz 1 und Absatz 1bis (neu)
Unselbstständige Erwerbstätigkeit
1. Grundsatz

1 Steuerbar sind alle Einkünfte aus privatrechtlichem oder öffentlich-rechtlichem 
Arbeitsverhältnis mit Einschluss der Nebeneinkünfte wie Entschädigungen für 
Sonderleistungen, Provisionen, Zulagen, Dienstalters- und Jubiläumsgeschenke, 
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Gratifikationen, Trinkgelder, Tantiemen, geldwerte Vorteile aus Mitarbeiterbeteiligungen 
und andere geldwerte Vorteile.
1bis Die von den Arbeitgebenden getragenen Kosten der berufsorientierten Aus- und 
Weiterbildung, einschliesslich Umschulungskosten, stellen unabhängig von deren Höhe 
keinen anderen geldwerten Vorteil im Sinne von Absatz 1 dar.

Artikel 19a 2. Mitarbeiterbeteiligungen (neu)

1 Als echte Mitarbeiterbeteiligungen gelten:
a) Aktien, Genussscheine, Partizipationsscheine, Genossenschaftsanteile oder 

Beteiligungen anderer Art, die die Arbeitgeberin, deren Muttergesellschaft oder eine 
andere Konzerngesellschaft den Mitarbeitenden abgibt;

b) Optionen auf den Erwerb von Beteiligungen nach Buchstabe a).
2 Als unechte Mitarbeiterbeteiligungen gelten Anwartschaften auf blosse 
Bargeldabfindungen.

Artikel 19b 3. Einkünfte aus echten Mitarbeiterbeteiligungen (neu)

1 Geldwerte Vorteile aus echten Mitarbeiterbeteiligungen, ausser aus gesperrten oder 
nicht börsenkotierten Optionen, sind im Zeitpunkt des Erwerbs als Einkommen aus 
unselbstständiger Erwerbstätigkeit steuerbar. Die steuerbare Leistung entspricht deren 
Verkehrswert, vermindert um einen allfälligen Erwerbspreis.
2 Bei Mitarbeiteraktien sind für die Berechnung der steuerbaren Leistung Sperrfristen mit 
einem Diskont von 6 Prozent pro Sperrjahr auf deren Verkehrswert zu berücksichtigen. 
Dieser Diskont gilt längstens für zehn Jahre.
3 Geldwerte Vorteile aus gesperrten oder nicht börsenkotierten Mitarbeiteroptionen 
werden im Zeitpunkt der Ausübung besteuert. Die steuerbare Leistung entspricht dem 
Verkehrswert der Aktie bei Ausübung, vermindert um den Ausübungspreis.

Artikel 19c 4. Einkünfte aus unechten Mitarbeiterbeteiligungen (neu)

Geldwerte Vorteile aus unechten Mitarbeiterbeteiligungen sind im Zeitpunkt ihres 
Zuflusses steuerbar.

Artikel 19d 5. Anteilsmässige Besteuerung (neu)

Hatte die steuerpflichtige Person nicht während der gesamten Zeitspanne zwischen 
Erwerb und Entstehen des Ausübungsrechts der gesperrten Mitarbeiteroptionen (Art. 
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19b Abs. 3) steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz, so werden die 
geldwerten Vorteile daraus anteilsmässig im Verhältnis zwischen der gesamten zu der in 
der Schweiz verbrachten Zeitspanne besteuert.

Artikel 28 Buchstabe e 

Steuerbar sind auch:
e) die einzelnen Gewinne über 1 000 Franken aus einer Lotterie oder einer 

lotterieähnlichen Veranstaltung;

Artikel 29 Buchstaben g, l (neu) und m (neu)

Steuerfrei sind:
g) die Zahlung von Genugtuungssummen und Integritätsentschädigungen;
l) der Sold der Milizfeuerwehrleute bis zum Betrag von jährlich 5 000 Franken für 

Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Erfüllung der Kernaufgaben der 
Feuerwehr (Übungen, Pikettdienste, Kurse, Inspektionen und Ernstfalleinsätze zur 
Rettung, Brandbekämpfung, allgemeinen Schadenwehr, 
Elementarschadenbewältigung und dergleichen); ausgenommen sind 
Pauschalzulagen für Kader, Funktionszulagen sowie Entschädigungen für 
administrative Arbeiten und für Dienstleistungen, welche die Feuerwehr freiwillig 
erbringt;

m) die einzelnen Gewinne bis zu einem Betrag von 1 000 Franken aus einer Lotterie 
oder einer lotterieähnlichen Veranstaltung.

Artikel 31 Absatz 1 Buchstabe c

1 Als Berufskosten werden abgezogen:
c) die übrigen für die Ausübung des Berufs erforderlichen Kosten; Artikel 38 Absatz 1 

Buchstabe i bleibt vorbehalten;

Artikel 31 Absatz 1 Buchstabe e

aufgehoben

Artikel 32 Absatz 2 Buchstabe e (neu)

2 Dazu gehören insbesondere:
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e) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich 
Umschulungskosten des eigenen Personals.

Artikel 33 Absatz 1

1 Geschäftsmässig begründete Abschreibungen von Aktiven sind zulässig, soweit sie 
buchmässig oder, bei vereinfachter Buchführung nach Artikel 957 Absatz 2 des 
Obligationenrechts2, in besonderen Abschreibungstabellen ausgewiesen sind. Auf 
immateriellen Rechten (Patent-, Firmen-, Verlags-, Konzessions- und Lizenzrechte) 
sowie beweglichen Betriebseinrichtungen (Maschinen, Mobiliar, Fahrzeuge, EDV) von 
selbstständig erwerbenden Personen sind Sofortabschreibungen auf einen Franken 
zulässig.

Artikel 38 Absatz 1 Buchstabe i (neu)

1 Von den Einkünften werden abgezogen:
i) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich der 

Umschulungskosten, bis zu einem Gesamtbetrag von 12 000 Franken, sofern:
1. ein erster Abschluss auf der Sekundarstufe II vorliegt, oder
2. das 20. Lebensjahr vollendet ist und es sich nicht um die Ausbildungskosten bis 
zum ersten Abschluss auf der Sekundarstufe II handelt.

Artikel 38 Absatz 2

2 Ehegatten, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe leben, können vom 
14 500 Franken übersteigenden Teil des niedrigeren Erwerbseinkommens höchstens 
3 500 Franken abziehen. Als Erwerbseinkommen gelten die Einkünfte aus 
unselbstständiger oder selbstständiger Erwerbstätigkeit abzüglich der Aufwendungen 
nach den Artikeln 31 bis 36 und der allgemeinen Abzüge nach Artikel 38 Absatz 1 
Buchstaben d bis f. Bei erheblicher Mitarbeit eines Ehegatten im Beruf, Geschäft oder 
Gewerbe des anderen Ehegatten oder bei gemeinsamer selbstständiger 
Erwerbstätigkeit wird jedem Ehegatten die Hälfte des gemeinsamen 
Erwerbseinkommens zugewiesen. Eine abweichende Aufteilung ist vom Ehepaar 
nachzuweisen.

Artikel 38 Absatz 3 Buchstabe e (neu)

3 Von den Einkünften werden ferner abgezogen:

2 SR 220
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e) die Einsatzkosten in der Höhe von 5 Prozent der einzelnen Gewinne aus einer 
Lotterie oder einer lotterieähnlichen Veranstaltung (Art. 28 Bst. e), jedoch höchstens 
5 000 Franken.

Artikel 39 Buchstabe b

aufgehoben

Artikel 48 Absatz 3

3 Für ursprünglich landwirtschaftlich genutzte Wohnungen, die gestützt auf Artikel 24d 
des Bundesgesetzes über die Raumplanung3 umgebaut wurden und nicht mehr 
landwirtschaftlich genutzt werden, ist der Verkehrswert massgebend.

Artikel 50a 5. Mitarbeiterbeteiligungen (neu)

1 Mitarbeiterbeteiligungen nach Artikel 19b Absatz 1 sind zum Verkehrswert steuerbar. 
Allfällige Sperrfristen sind in Anwendung von Artikel 19b Absatz 2 zu berücksichtigen.
2 Mitarbeiterbeteiligungen nach den Artikeln 19b Absatz 3 und 19c sind bei Zuteilung 
ohne Steuerwert zu deklarieren.

Artikel 51 6. Lebensversicherungen

Lebensversicherungen unterliegen der Vermögenssteuer mit ihrem Rückkaufswert.

Artikel 58 Absatz 4 Buchstabe c

4 Die Minimalsteuer ist wie folgt aufzuteilen: 
c) zwischen den Einwohnergemeinden und den Landeskirchen oder deren 

Kirchgemeinden im Verhältnis der Steuersätze gemäss Artikel 57.

Artikel 78 Absatz 1 Buchstabe e (neu)

1 Zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören auch:
e) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich 

Umschulungskosten, des eigenen Personals.

3 SR 700
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Artikel 81 Absatz 1

1 Geschäftsmässig begründete Abschreibungen von Aktiven sind zulässig, soweit sie 
buchmässig oder, bei vereinfachter Buchführung nach Artikel 957 Absatz 3 des 
Obligationenrechts4, in besonderen Abschreibungstabellen ausgewiesen sind. Auf 
immateriellen Rechten (Patent-, Firmen-, Verlags-, Konzessions- und Lizenzrechte) 
sowie beweglichen Betriebseinrichtungen (Maschinen, Mobiliar, Fahrzeuge, EDV) sind 
Sofortabschreibungen auf einen Franken zulässig.

Artikel 101 Absatz 2

2 Steuerbar sind alle Einkünfte aus Arbeitsverhältnis, einschliesslich der Nebeneinkünfte 
wie Entschädigungen für Sonderleistungen, Provisionen, Zulagen, Dienstalters- und 
Jubiläumsgeschenke, Gratifikationen, Trinkgelder, Tantiemen, geldwerte Vorteile aus 
Mitarbeiterbeteiligungen und andere geldwerte Vorteile sowie die Ersatzeinkünfte wie 
Taggelder aus Kranken-, Unfall-, Invaliden- und Arbeitslosenversicherung.

Artikel 108 Mitglieder des Verwaltungsrats

1 Im Ausland wohnhafte Mitglieder der Verwaltung oder der Geschäftsführung von 
juristischen Personen mit Sitz oder tatsächlicher Verwaltung im Kanton sind für die ihnen 
ausgerichteten Tantiemen, Sitzungsgelder, festen Entschädigungen, 
Mitarbeiterbeteiligungen und ähnlichen Vergütungen steuerpflichtig.
2 Im Ausland wohnhafte Mitglieder der Verwaltung oder der Geschäftsführung 
ausländischer Unternehmungen, welche im Kanton Betriebsstätten unterhalten, sind für 
die ihnen zulasten dieser Betriebsstätten ausgerichteten Tantiemen, Sitzungsgelder, 
festen Entschädigungen, Mitarbeiterbeteiligungen und ähnlichen Vergütungen 
steuerpflichtig.

Artikel 112a Empfängerinnen und Empfänger von Mitarbeiterbeteiligungen (neu)

1 Personen, die im Zeitpunkt des Zuflusses von geldwerten Vorteilen aus gesperrten 
Mitarbeiteroptionen gemäss Artikel 19b Absatz 3 im Ausland wohnhaft sind, werden für 
den geldwerten Vorteil anteilsmässig nach Artikel 19d steuerpflichtig.
2 Die Steuer beträgt 15 Prozent des geldwerten Vorteils.

Artikel 113 Begriffsbestimmung

4 SR 220
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Als im Ausland wohnhafte steuerpflichtige Personen nach den Artikeln 107 bis 112a 
gelten natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der 
Schweiz und juristische Personen ohne Sitz oder tatsächliche Verwaltung in der 
Schweiz.

Artikel 117 Absatz 1 Buchstabe d (neu)

1 Die Schuldnerin oder der Schuldner der steuerbaren Leistung ist verpflichtet:
d) die anteilsmässigen Steuern auf im Ausland ausgeübten Mitarbeiteroptionen zu 

entrichten; die Arbeitgeberin schuldet die anteilsmässige Steuer auch, wenn der 
geldwerte Vorteil von einer ausländischen Konzerngesellschaft ausgerichtet wird.

Artikel 158 Absatz 1 Buchstabe c

1 Steuerfrei sind Zuwendungen:
c) an Personen, die im Zeitpunkt der Zuwendung oder des Todestags zusammen mit 

minderjährigen Kindern oder seit mindestens fünf Jahren in einem gemeinsamen 
Haushalt mit gleichem steuerrechtlichem Wohnsitz mit der Erblasserin, dem 
Erblasser, der Schenkerin oder dem Schenker in einem eheähnlichen Verhältnis 
gelebt haben;

Artikel 166 Steuernachfolge und Haftung

1 In die Rechte und Pflichten einer verstorbenen steuerpflichtigen Person treten ihre 
Erben ein.
2 Für die Erbschaftssteuer haftet jede Empfängerin und jeder Empfänger solidarisch im 
Umfang ihrer bzw. seiner Bereicherung.
3 Für die Schenkungssteuer haftet die Schenkerin oder der Schenker solidarisch mit der 
beschenkten Person.

Artikel 177 2. Geheimhaltungspflicht 

1 Wer mit dem Vollzug dieses Gesetzes betraut ist oder dazu beigezogen wird, muss 
über Tatsachen, die ihr oder ihm in Ausübung dieses Amts bekannt werden, und über 
die Verhandlungen in den Behörden Stillschweigen bewahren und Dritten den Einblick in 
amtliche Akten verweigern.
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2 Eine Auskunft ist zulässig, soweit hierfür eine gesetzliche Grundlage im Recht des 
Kantons oder des Bunds gegeben ist.
3 Folgenden Behörden dürfen Auskünfte aus den Steuerakten erteilt werden:
a) den inländischen Strafuntersuchungsbehörden und den von diesen beauftragten 

Polizeiorganen bei Strafuntersuchungen sowie den inländischen Strafgerichten;
b) den inländischen Zivilgerichten zur Beurteilung finanzieller Ansprüche bei ehe- und 

familienrechtlichen Verfahren;
c) den inländischen Gerichten zur Abklärung betreffend Nachzahlung gestundeter oder 

Rückerstattung erlassener Prozesskosten zufolge Gewährung der unentgeltlichen 
Rechtspflege;

d) den Organen der AHV, IV, EO, ALV und EL zur Abklärung der Beitragspflicht und 
der Leistungsansprüche;

e) den Behörden für die Festsetzung und Erhebung der Militärpflichtersatzabgabe;
f) den Behörden für die Prämienverbilligung in der Krankenpflegeversicherung zur 

Abklärung der Beitragspflicht und der Leistungsansprüche;
g) den Behörden des Grundbuchs für die vollständige Erfassung der 

Grundstückbeschreibung.
4 Fehlt eine gesetzliche Grundlage, ist eine Auskunft zulässig, soweit sie im öffentlichen 
Interesse geboten ist. Über entsprechende Auskunftsbegehren entscheidet die 
zuständige Direktion. Sie kann für bestimmte Auskünfte generelle Ermächtigungen 
erteilen.
5 Die Auskunftserteilung in den Fällen von Absatz 3 Buchstabe d bis g kann auch in 
elektronischer Form erfolgen.

Artikel 192 Absatz 2

2 Natürliche Personen mit Einkommen aus selbstständiger Erwerbstätigkeit und 
juristische Personen müssen der Steuererklärung beilegen:
a) die unterzeichneten Jahresrechnungen (Bilanzen, Erfolgsrechnungen) der 

Steuerperiode; oder 
b) bei vereinfachter Buchführung nach Artikel 957 Absatz 2 des Obligationenrechts5 

Aufstellungen über Einnahmen und Ausgaben, über die Vermögensanlage sowie 
über Privatentnahmen und -einlagen der Steuerperiode.

Artikel 193 Absatz 3

5 SR 220
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3 Natürliche Personen mit Einkommen aus selbstständiger Erwerbstätigkeit und 
juristische Personen müssen Geschäftsbücher, Aufstellungen nach Artikel 192 Absatz 2 
und sonstige Belege, die mit ihrer Tätigkeit in Zusammenhang stehen, während zehn 
Jahren aufbewahren. Die Art und Weise der Führung und der Aufbewahrung richtet sich 
nach den Artikeln 957, 957a, 958 und 958a bis 958f des Obligationenrechts6.

Artikel 196 Absatz 1 Buchstabe d (neu)

1 Den Veranlagungsbehörden müssen für jede Steuerperiode eine Bescheinigung 
einreichen:
d) die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber, über alle notwendigen Angaben für die 

Veranlagung von Mitarbeiterbeteiligungen; die vom Bundesrat gestützt auf Artikel 
129 Absatz 1 Buchstabe d des Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer7 
erlassenen Bestimmungen gelten sinngemäss.

Artikel 221 Absatz 4

4 Der Inventaraufnahme müssen mindestens eine handlungsfähige Erbin oder ein 
handlungsfähiger Erbe und die gesetzliche Vertretung minderjähriger oder unter 
umfassender Beistandschaft stehender Erbinnen und Erben oder die 
vorsorgebeauftragte Person beiwohnen.

Artikel 223 Absatz 2

2 Ordnet die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde oder das Gericht eine 
Inventaraufnahme an, so wird eine Ausfertigung des Inventars der Inventarbehörde 
zugestellt. Diese kann es übernehmen oder nötigenfalls ergänzen.

Artikel 232 Erlass der Steuern
1. Voraussetzungen

1 Bedeutet für eine steuerpflichtige Person infolge einer Notlage die Zahlung der Steuer, 
eines Zinses oder einer Busse wegen einer Übertretung eine grosse Härte, so können 
die geschuldeten Beträge auf Gesuch hin ganz oder teilweise erlassen werden.

6 SR 220
7 SR 642.11
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2 Der Steuererlass bezweckt, zur dauerhaften Sanierung der wirtschaftlichen Lage der 
steuerpflichtigen Person beizutragen. Er hat der steuerpflichtigen Person selbst und 
nicht ihren Gläubigerinnen und Gläubigern zugutezukommen. 
3 Die Bussen und Nachsteuern werden nur in besonders begründeten Ausnahmefällen 
erlassen.
4 Die Erlassbehörde tritt nur auf Erlassgesuche ein, die vor Zustellung des 
Zahlungsbefehls (Art. 38 Abs. 2 des Bundesgesetzes vom 11. April 1889 über 
Schuldbetreibung und Konkurs8) eingereicht werden.
5 In Quellensteuerfällen kann nur die steuerpflichtige Person selbst oder die von ihr 
bestimmte vertragliche Vertretung ein Erlassgesuch einreichen.

Artikel 232a 2. Ablehnungsgründe (neu)

Das Gesuch um Steuererlass kann ganz oder teilweise abgelehnt werden, wenn die 
steuerpflichtige Person:
a) ihre Pflichten im Veranlagungsverfahren schwerwiegend oder wiederholt verletzt 

hat, so dass eine Beurteilung der finanziellen Situation in der betreffenden 
Steuerperiode nicht mehr möglich ist;

b) ab der Steuerperiode, auf die sich das Erlassgesuch bezieht, trotz verfügbarer Mittel 
keine Rücklagen vorgenommen hat;

c) im Zeitpunkt der Fälligkeit der Steuerforderung trotz verfügbarer Mittel keine 
Zahlungen geleistet hat;

d) die mangelnde Leistungsfähigkeit durch freiwilligen Verzicht auf Einkommen oder 
Vermögen ohne wichtigen Grund, durch übersetzte Lebenshaltung oder dergleichen 
leichtsinnig oder grobfahrlässig herbeigeführt hat;

e) während des Beurteilungszeitraums andere Gläubigerinnen oder Gläubiger 
bevorzugt behandelt hat.

Artikel 232b 3. Erlassbehörde (neu)

Die zuständige Direktion9 bestimmt in einer Weisung die für den Erlass von Kantons- 
und Gemeindesteuern zuständige Erlassbehörde.

Artikel 232c 4. Inhalt des Erlassgesuchs (neu)

Das Erlassgesuch muss schriftlich und begründet sein und die nötigen Beweismittel 

8 SR 281.1
9 Finanzdirektion; siehe Organisationsreglement (RB 2.3322)
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enthalten. Im Gesuch ist die Notlage darzulegen, derzufolge die Zahlung der Steuer, des 
Zinses oder der Busse eine grosse Härte bedeuten würde.

Artikel 232d 5. Verfahrensrechte und -pflichten der gesuchstellenden Person (neu)

1 Für die gesuchstellende Person gelten die Verfahrensrechte und Verfahrenspflichten 
nach diesem Gesetz. Sie hat der Erlassbehörde umfassende Auskunft über ihre 
wirtschaftlichen Verhältnisse zu erteilen.
2 Verweigert die gesuchstellende Person trotz Aufforderung und Mahnung die 
notwendige und zumutbare Mitwirkung, kann die Erlassbehörde beschliessen, nicht auf 
das Gesuch einzutreten.
3 Das Verwaltungs- und das Einspracheverfahren vor der Erlassbehörde sind kostenfrei. 
Der gesuchstellenden Person können jedoch die Kosten ganz oder teilweise auferlegt 
werden, wenn sie ein offensichtlich unbegründetes Gesuch eingereicht hat.

Artikel 232e 6. Untersuchungsmittel der Erlassbehörde (neu)

Die Erlassbehörde verfügt über sämtliche Untersuchungsmittel nach diesem Gesetz.

Artikel 232f 7. Ausführungsbestimmungen (neu)

Die zuständige Direktion10 erlässt die erforderlichen Weisungen.

Artikel 232g 8. Rechtsmittelverfahren (neu)

1 Im Erlassverfahren sind die gleichen Rechtsmittel gegeben wie gegen eine 
Veranlagungsverfügung oder einen Einspracheentscheid. 
2 Gegen den Entscheid des Obergerichts können die gesuchstellende Person, die 
zuständige Erlassbehörde, die kantonale Steuerkommission und die Eidgenössische 
Steuerverwaltung nach Massgabe des Bundesgesetzes über das Bundesgericht11 
Beschwerde in öffentlich rechtlichen Angelegenheiten beim Bundesgericht erheben.

Artikel 255 Absatz 2

2 Das Verfahren richtet sich nach den Bestimmungen der Schweizerischen 
Strafprozessordnung12.

10 Finanzdirektion; siehe Organisationsreglement (RB 2.3322)
11 SR 173.110
12 SR 312.0
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Artikel 270 Vollzug

Der Regierungsrat vollzieht dieses Gesetz. Er erlässt die erforderlichen 
Ausführungsbestimmungen und ist befugt, zwingende Anpassungen an das 
Bundesrecht zu erlassen. Insbesondere kann er bei Änderungen der interkantonalen 
Doppelbesteuerungsregeln durch Reglement eine vom Gesetz abweichende Regelung 
treffen.

Artikel 271 Übergangsbestimmungen der Teilrevision per 1. Januar 2016 (neu)

1 Die geänderten Bestimmungen finden erstmals Anwendung auf die im Kalenderjahr 
2016 zu Ende gehende Steuerperiode.
2 Die zeitliche Anwendbarkeit der Bestimmungen über die Mitarbeiterbeteiligungen (Art. 
6 Abs. 1 Bst. b, 19 Abs. 1, 19a bis 19d, 50a, 101 Abs. 2, 108 Abs. 1 und 2, 112a, 113, 
117 Abs. 1 Bst. d, 196 Abs. 1 Bst. d) richtet sich nach den bundesrechtlichen 
Bestimmungen der Verordnung vom 27. Juni 2012 über die Bescheinigungspflichten bei 
Mitarbeiterbeteiligungen13. 
3 Für natürliche Personen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderung von Artikel 
14 nach dem Aufwand besteuert werden, gilt während fünf Jahren weiterhin das 
bisherige Recht.

II.

Diese Änderung unterliegt der Volksabstimmung. Der Regierungsrat bestimmt, wann sie in 
Kraft tritt.14

Im Namen des Volkes
Frau Landammann: Dr. Heidi Z'graggen
Der Kanzleidirektor: Roman Balli

13 SR 642.115.325.1
14 Vom Regierungsrat in Kraft gesetzt auf den ... (AB vom …)


